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Die Störfall-Kommission (SFK) ist eine nach § 51a Bundes-Immissionsschutzgesetz

beim Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gebildete

Kommission.

Ihre Geschäftsstelle ist bei der Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS)

mbH eingerichtet.

Anmerkung:

Dieses Werk wurde mit großer Sorgfalt erstellt. Dennoch übernehmen der Verfasser

und der Auftraggeber keine Haftung für die Richtigkeit von Angaben, Hinweisen und

Ratschlägen sowie für eventuelle Druckfehler. Aus etwaigen Folgen können daher

keine Ansprüche gegenüber dem Verfasser und/oder dem Auftraggeber gemacht

werden.

Dieses Werk darf für nichtkommerzielle Zwecke vervielfältigt werden. Der Auftrag-

geber und der Verfasser übernehmen keine Haftung für Schäden im Zusammenhang

mit der Vervielfältigung oder mit Reproduktionsexemplaren.
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Vorwort

Der Arbeitskreis SCHADSTOFFE (Wasser) der SFK schlägt ein Modell zur

orientierenden Bewertung von Gewässerunfällen vor, das in dem vorliegenden

Bericht beschrieben wird. Dieses Modell ist als Handlungsanleitung für alle

diejenigen Betriebe – insbesondere kleinere und mittlere Unternehmen – gedacht,

deren Gewässerunfälle nicht durch besondere Meldesysteme (zum Beispiel

Alarmplan Rhein oder Elbe u. a.) ohnehin erfaßt werden. Damit steht das

vorgeschlagene Modell nicht in Konkurrenz zu bestehenden Regelungen, sondern

es ergänzt diese nur dort, wo bisher Lücken zu verzeichnen sind. Das Modell soll

vor allem durch Definition von Abschneidekriterien auch dazu beitragen,

leerlaufendes Verwaltungshandeln zu verhindern.

Das vorgeschlagene Bewertungsmodell kann nur zur orientierenden Bewertung

akuter Stoffeinträge in Gewässer herangezogen werden. Ob der Gewässerunfall zu

langfristigen Schädigungen in Gewässern/Sedimenten führt, läßt sich aus diesem

Modell nicht ableiten.

Diese Erfassung der nachhaltigen nachteiligen Beeinflussung ökosystemarer

Gefüge ist aber eine wichtige Aufgabenstellung,  der sich gegenwärtig eine Reihe

von Arbeitskreisen angenommen haben, zum Beispiel im Rahmen der GDCh und

des BUA, BLAKQZ, OSPARCOM. Die Ergebnisse dieser Arbeiten sollten in die

zukünftige Aufgabenstellung der SFK einfliessen.
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1 Auftrag der STÖRFALL-KOMMISSION (SFK)

Die STÖRFALL-KOMMISSION (SFK) hat auf ihrer 9. Sitzung am 18. November

1993 in Frankfurt den Arbeitskreis SCHADSTOFFE beauftragt, Beurteilungswerte

für Auswirkungsbetrachtungen bezogen auf Gewässer und Boden anzugehen.

Auf der 17. Sitzung der SFK am 27. November 1995 in Köln hat der Arbeitskreis

SCHADSTOFFE (Wasser) Bericht erstattet über den Stand der Arbeiten zu dem

Thema Schadstoffkonzentrationsleitwerte für den Wasserpfad.

Auf der 24. Sitzung der SFK am 3. September 1997 in Dresden legt der Arbeitskreis

SCHADSTOFFE (Wasser) seinen Bericht, Dok.-Nr. SFK/97/03, zur Beratung vor.

Die SFK hat gebeten, daß das Thema „Abschneidekriterium“ vom VCI bearbeitet

werden sollte.

Der überarbeitete Bericht hat dem Arbeitskreis zur schriftlichen Stellungnahme

vorgelegen. Als Ergebnis liegt der Bericht Dok.-Nr. SFK/99/02 vor, über den die

SFK auf ihrer 29. Sitzung am 17./18. Februar 1999 in Berlin beraten hat. Die SFK

hat diesen Bericht verabschiedet und gebeten, noch ein Vorwort aufzunehmen.
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2 Erstellung des Berichts

2.1 Mitglieder des Arbeitskreises

Sowohl auf Vorschlag der STÖRFALL-KOMMISSION als auch auf Vorschlag der

Mitglieder des Arbeitskreises SCHADSTOFFE (Luft) wurde für die Bearbeitung des

Auftrages ein neuer Arbeitskreis unter der Bezeichnung SCHADSTOFFE (Wasser)

eingesetzt.

Dem Arbeitskreis SCHADSTOFFE (Wasser) gehören die folgenden Mitglieder an:

Prof. Dr. Hahn Institut für Wasser-, Boden- und
Lufthygiene (WaBoLu) des
Umweltbundesamtes

Dr. Kanne Bayer AG

Frau Dr. Meyer Landesumweltamt NRW

Rhein / Dr. Ruppert Industriegewerkschaft Metall

Frau Dr. Sommer / TÜV Energie und Umwelt GmbH
Diplom-Geologe Hinz  Niederlassung Stuttgart

Frau Prof. Dr. Stephan Gefahrstoff-Büro
(Vorsitzende) Prof. Stephan und Dr. Strobel, GbR

Gäste im Arbeitskreis:

Dr. Holländer Bundesministerium für Umwelt,
                  Naturschutz und Reaktorsicherheit

Dr. Reichhelm Hessisches Ministerium für Umwelt,
Energie, Jugend, Familie und Gesundheit

Dipl.-Ing. Ridder Bundesministerium für Verkehr

Dipl.-Ing. Winkelmann Umweltbundesamt

Geschäftsstelle:

Dipl.-Ing. Freund Geschäftsstelle der
STÖRFALL-KOMMISSION, Köln
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2.2 Sitzungen des Arbeitskreises

Der Arbeitskreis SCHADSTOFFE (Wasser) trat an folgenden Tagen zusammen:

7. Sitzung am 20. September 1994 bei der GRS in Köln

8. Sitzung am 06. Dezember 1994  bei der GRS in Köln

10.  Sitzung am 21. Februar 1995 bei der GRS in Berlin

13. Sitzung am 11. Juli 1995 bei der GRS in Köln

14.  Sitzung am 24. Oktober 1995 bei der GRS in Köln

16. Sitzung am 01. Februar 1995 bei der GRS in Köln

17. Sitzung am 07. Mai 1996 bei der GRS in Köln

18. Sitzung am 14. Oktober 1996 bei der GRS in Berlin

19. Sitzung am 17. Januar 1997 bei der GRS in Berlin

21. Sitzung am 26. Mai 1997 bei der GRS in Berlin

Weiterhin fand am 17. Mai 1994 ein vorbereitendes Gespräch bei der GRS in Köln

statt sowie eine ad-hoc-Gruppe REDAKTION hat am 26./27. Juni 1996 in Leipzig,

am 18. September 1996 in Leverkusen, am 29. Juli 1997 in Berlin, am

23. September 1998 in Leipzig und am 15. April 1999 in Leipzig getagt.

Anmerkung:  

Die Nummerierung der Sitzungen folgt der Gesamtzahl der Sitzungen des Arbeitskreises

SCHADSTOFFE, so daß die o.g. 7. Sitzung die 1. Sitzung des Arbeitskreises SCHADSTOFFE

(Wasser) war.
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3 Literaturrecherche

Zur Bearbeitung der Aufgabe, Beurteilungswerte für Auswirkungsbetrachtungen

bezogen auf Gewässer und Boden anzugeben, hat sich der Arbeitskreis

SCHADSTOFFE (Wasser) zunächst einen Überblick über die vorhandene Literatur

verschafft. Folgende Unterlagen wurden beraten:

[1] Bericht vom Joint-Research-Centre of Ispra:

Study on industrial installations presenting major hazards for the 

surface waters and the groundwaters, Revision 2, September 1992

[2] Publikation "Bewertung wassergefährdender Stoffe, Dir. Prof. Dr. Hahn, 

TÜ Bd. 34 (1993) Nr. 11-November

[3] Katalog wassergefährdender Stoffe, vom Beirat beim BMU,

Lagerung und Transport wassergefährdender Stoffe, Januar 1991, 

LTwS-Nr. 12, herausgegeben vom UBA

[4] Kapitel 5 des FuE-Vorhabens "Dokumentation, Analyse und Schlußfolge-

rungen aus den Havariemeldungen der ehemaligen DDR" Seiten 124-241

[5] LTwS-Workshop: Überlegungen zu Bewertungsmodellen für 

störfallbedingte Gewässerbelastung, von Arthur D. Little International Inc., 

Berlin, 30. Juni 1994

[6] Anleitung zur Beurteilung störfallbedingter Gewässerbelastungen im

Rahmen des "Internationalen Warn- und Alarmplans Elbe", Seiten 1 und 2,

von Dipl.-Ing. Winkelmann

[7] Auswahl von R-Sätzen zur Einschätzung der Wassergefährdung, 

von Prof. Dr. Hahn, siehe ANHANG 1

[8] Report on activities undertaken by Working Group No. 1,

28th Meeting, Brüssel., 10.-11.02.1994
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[9] Unterlage "Überlegungen zur Ableitung von Alarmschwellen als Orientie-

rungsrahmen für den "Internationalen Warn- und Alarmplan Elbe"

(IWAE)",UBA III 1.5 - Winkelmann, 05.12.1994

[10] Auszug aus dem Bericht "Zielvorgaben für gefährliche Stoffe in Ober-

flächengewässern", Juli 1993, Christa Gottschalk,

Umweltbundesamt, Texte 44/94 (Titelseite, Inhaltsverzeichnis, Abschnitt 1.

Einführung und  Zusammenfassung)

[11] Unterlagen des Bundesministeriums für Verkehr

- Auszug aus dem Taschenbuch "Verkehr in Zahlen",

September 1994 (Geleitwort, Seiten 254 bis 257),

- Bildtafel "Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes",

- Bildtafel "Bundeswasserstraßen",

- Tabelle "Zuordnung der dem allgemeinen Verkehr dienenden

Binnenwasserstraßen des Bundes zu den Wasserstraßenklassen"

Stand: Dezember 1994,

- Tabelle "Klassifizierung der europäischen Binnenwasserstraßen"

[12] Bericht "Maßnahmenkatalog zur Vermeidung unfallbedingter 

Gewässerbelastungen im Einzugsgebiet der Elbe", IKSE, 1995

[13] Bericht "Störfallbeurteilungswerte für den Wasserpfad",

Entwurf vom 20.10.1995, Winkelmann/Umweltbundesamt

[14] Richtlinie für Maßnahmen zum Schutz der Gewässer vor wassergefährden-

den Stoffen einschließlich Internationaler Warn- und Alarmdienst RHEIN 

und länderübergreifender Warnplan WESER (Gewässerschutz-

            Alarm-richtlinien), veröffentlicht im Staatsanzeiger für das Land Hessen, 

Nr. 28 vom 15.07.1991
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[15] Konzeption zur Ableitung von Zielvorgaben zum Schutz oberirdischer

Binnengewässer vor gefährlichen Stoffen, Länderarbeitsgemeinschaft

Wasser, erarbeitet vom Bund-/Länder-Arbeitskreis "Qualitätsziele"

(BLAK QZ), Stand: 06. Mai 1993

[16] Teilbericht „Begriffe und Glossar aus dem Bereich der Stoffbewertung für

 Gewässer und Boden, Stand: 15. August 1997, SFK-GS-11

Weiterhin wurden die folgenden Unterlagen beraten, die in der Geschäftsstelle

eingesehen werden können:

[17] Wasserschadstoff-Katalog, herausgegeben vom Institut für Wasserwirt-

schaft, Berlin - Zentrallaboratorium -, im Auftrag des Ministeriums für Um-

weltschutz und Wasserwirtschaft, März 1975

[18] Gewässerverunreinigung - Einzeldaten und Bewertungen der wasseröko-

toxikologischen Werte der chemischen Stoffe zur Beurteilung und 

Bekämpfung der akuten Unfallfolgen, Anhang 9 des Handbuches

der gefährlichen Güter, Band: Erläuterungen und Synonymliste,

Achte Auflage, Dezember 1995

Folgende Vorträge wurden im Rahmen der Bearbeitung im Arbeitskreis

SCHADSTOFFE (Wasser) gehalten:

(1) Prof. Dr. Hahn: Grundsätzliche Vorgehensweise bei dem Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen entsprechend § 19 g WHG

(2) Dipl.-Ing. Winkelmann: Forschungsvorhaben „Internationaler Warn- und 

Alarmplan Elbe"

(3) Frau Dr. Meyer: Bewertung von Sicherheitsanalysen bezüglich 

Wassergefährung

(4) Dr. Kanne: Situation bei der Bayer AG

(5) Dr. Kanne: Grundzüge des Modells „Risk-assessment" bei der EU

(6) Dipl.-Ing. Ridder: Wasserstraßen und Transport gefährlicher Güter

(7)  Dipl.-Geologe Hinz: Modelle des TÜV Südwest zum Begriff „Gefahr“
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4 Gegenwärtiger Stand der Beratungen

Der Arbeitskreis SCHADSTOFFE (Wasser) hat zunächst die Aufgabenstellung

dahingehend eingegrenzt, daß als erstes die Gefährdung des Wasserpfades

erfolgen sollte.

Daher war zu prüfen, ob für die Notfallplanung im Störfall Kriterien geschaffen

werden können, nach denen die Gefährlichkeit von Stoffen, die ins Wasser

gelangen, eingeschätzt werden kann. Dabei sind prinzipiell alle Stoffe gemeint, d.h.

auch jene, die nicht in der Störfall-Verordnung genannt sind und auch jene, die

bisher keiner Wassergefährdungklasse (WGK) zugeordnet werden konnten. Die

Kriterien beziehen sich auf die (kurzzeitig) meßbaren Spitzenbelastungen bei

Störfall-Ereignissen. Sie dienen nicht als Maß für Gewässerbelastungen durch

Schadstoffe allgemein, siehe Literaturstelle [15].

Zunächst war zu untersuchen, ob die geltenden Gesetze und Regelwerke in

Deutschland und der EU den Handlungsbedarf im Störfall hinsichtlich der

Aufstellung dieser Kriterien abdecken. Um Doppelarbeiten zu vermeiden, sollte

auch die internationale Literatur (außerhalb des Raumes der EU) gesichtet werden.

Siehe hierzu auch Anhang 4.

Als Ergebnis der Recherche wurde festgestellt, daß der Ausgangspunkt für alle

weiteren Betrachtungen die Störfall-Verordnung ist und eine Gefährdung von

Mensch und Umwelt auszuschließen sei. Zu dem Auslegungsstörfall wird

angemerkt, daß es diesen für den Wasserpfad quasi nicht gebe, da von einer

Nullemission ausgegangen wird. Für den Wasserpfad sei nur der Dennochstörfall

maßgebend und nur dieser sollte betrachtet werden.

Die Verhältnisse im Boden sind so kompliziert, daß sie erst nach der Erarbeitung

von Beurteilungswerten für Auswirkungsbetrachtungen bezogen auf Gewässer

bearbeitet werden können. Außerdem sollte das noch in der Bearbeitung

befindliche Bodenschutzgesetz abgewartet werden.

In Deutschland werden zur Bewertung der wassergefährdenden Eigenschaften

chemischer Stoffe die Wassergefährdungsklassen (WGK) herangezogen, die selbst

bereits komplexe Größen sind. Im Folgenden sind die wichtigen Be-
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griffe „Wassergefährdende Stoffe, Wassergefährdungsklassen, Umweltgefährlich,

Umweltchemikalien" mit ihren Begriffsbestimmungen aufgeführt.

Die Definition wassergefährdender Stoffe im Sinne der IKSR-Empfehlungen sind im

Anhang 3 wiedergegeben.

Wassergefährdende Stoffe

(gemäß § 19 g des Wasserhaushaltsgesetzes)

Wassergefährdende Stoffe sind alle festen, flüssigen und gasförmigen Stoffe, die

geeignet sind, nachhaltig die physikalische, chemische oder biologische

Beschaffenheit des Wassers nachteilig zu verändern. Sie werden nach dem Grad

ihrer Gefährlichkeit und Toxizität in Wassergefährdungsklassen eingeteilt.

Wassergefährdungsklassen (Abk.: WGK)

Wassergefährdungsklassen charakterisieren die wassergefährdenden Eigenschaf-

ten von Chemikalien. Sie resultieren aus Prüfungen zur akuten Toxizität beim

Säugetier, aus Prüfungen zur Umweltgefährlichkeit, sowie aus Prüfungen auf

weitere gefährliche Eigenschaften gemäß § 4b der Gefahrstoffverordnung. Die

Höhe der WGK wird darüber hinaus wesentlich dadurch bestimmt, ob der Stoff /

das Stoffgemisch krebserzeugende Eigenschaften hat oder nicht (R 45: kann Krebs

erzeugen).

Die wassergefährdenden Stoffe werden entsprechend ihrer Gefährlichkeit in eine

der folgenden Wassergefährdungsklassen (WGK) eingestuft:

WGK 3:   stark wassergefährdend

WGK 2:   wassergefährdend

WGK 1:   schwach wassergefährdend

Die nicht wassergefährdenden Stoffe und die Kriterien, die zu dieser Bewertung

führen, sind in der “Allgemeinen Vewaltungsvorschift zum Wasserhaushaltsgesetz

über die Einstufung wassergefährdender Stoffe in Wassergefährdungsklassen
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(Verwaltungsvorschrift wassergefährdende Stoffe – VwVwS)” genannt - siehe

Anhang 6.

Die Einstufung in Wassergefährdungsklassen basiert auf den R-Sätzen gemäß

§ 4a Abs. 1 - 4 der Gefahrstoffverordnung.

Den R-Sätzen sind Bewertungspunkte zugeordnet, so daß sich die Einstufung

eines Stoffes / Stoffgemisches in eine WGK aus einer Gesamtpunktzahl ergibt:

0 bis 4 Punkte:          WGK 1

5 bis 8 Punkte:          WGK 2

9 und mehr Punkte:   WGK 3

Liegen Prüfnachweise über bestimmte toxische Eigenschaften oder über bestimmte

Auswirkungen auf die Umwelt nicht vor, können den zu betrachtenden Stoffen

sogenannte Vorgabewerte zugeordnet werden. Vorgabewerte sind Punkte, die je

nach einzuschätzender Gefährlichkeit den Zahlenwert von 3 bis 8 annehmen

können. Bei der Bewertung der Wassergefährdung und damit bei der Einstufung in

eine WGK wird der Vorgabewert berücksichtigt (Einzelheiten der Einstufung sind in

der VwVwS geregelt).

Umweltchemikalien

Stoffe, die durch menschliches Zutun in die Umwelt gebracht werden und in

Mengen oder Konzentrationen auftreten können, die geeignet sind, Lebewesen,

insbesondere den Menschen, zu gefährden.

Hierzu gehören chemische Elemente oder Verbindungen organischer oder

anorganischer Natur, synthetischen oder natürlichen Ursprungs. Das menschliche

Zutun kann unmittelbar oder mittelbar erfolgen, es kann beabsichtigt oder

unbeabsichtigt sein. Der Begriff Lebewesen umfaßt in diesem Zusammenhang den

Menschen und seine belebte Umwelt einschließlich Tiere, Pflanzen und

Mikroorganismen.

Umweltgefährlich

Umweltgefährlich sind Stoffe oder Zubereitungen, die selbst oder deren

Umwandlungsprodukte geeignet sind, die Beschaffenheit des Naturhaushaltes, von
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Wasser, Boden oder Luft, Klima, Tieren, Pflanzen oder Mikroorganismen derart zu

verändern, daß dadurch sofort oder später Gefahren für die Umwelt herbeigeführt

werden können.

Wie komplex die Wassergefährdung zu sehen ist, zeigen die in Anhang 1

wiedergegebenen R-Sätze nach Anhang I Nr. 3 der Gefahrstoffverordnung. Hier

wird deutlich, daß neben den schädigenden Eigenschaften gegenüber Was-

serorganismen auch die akuten Giftwirkungen auf den Menschen, die

krebserzeugenden, fortpflanzungsgefährdenden und erbgutverändernden Eigen-

schaften zur Bewertung herangezogen werden. Auch Aussagen zur biologischen

Abbaubarkeit und zur Kumulation haben wesentlichen Einfluß auf die Festlegung

der WGK.
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5 Vorschlag des Arbeitskreises

5.1 Grundlegendes

Der Gewässerschutz in Deutschland wird durch eine Vielzahl wasserrechtlicher

Vorschriften geregelt, die durch landesrechtliche Meldevorschriften weiter

untersetzt werden. Eine behördliche Erfassung ist daher in jedem Fall gewähr-

leistet.

Aus der Bestandsaufnahme, siehe Abschnitt 4, folgt, daß Kriterien für die

vorgesehene Notfallplanung die in das Gewässer eingetragene Menge des Stoffes,

die physikalisch-chemischen, die ökologischen und die toxikologischen Eigen-

schaften sind. Durch die R-Sätze und durch die Wassergefährdungsklassen sind

die wassergefährdenden Eigenschaften chemischer Stoffe umfassend charak-

terisiert und daher geeignet, auch die akute Gefährdung im Störfall zu beschreiben.

Der Arbeitskreis vertritt die Auffassung, daß es als nicht erforderlich und auch als

nicht möglich angesehen wird, dem bestehenden Regelwerk noch etwas

hinzufügen zu wollen. Auch neue Bewertungsmaßstäbe zur Beurteilung von

Störfällen bei Gewässern müssen nicht geschaffen werden. Es kommt vielmehr

darauf an, eine Vorgehensweise zu finden, die unter Einbeziehung der WGK zur

Beurteilung des Störfalls im Gewässer herangezogen werden kann. In der vertieften

Diskussion hat sich gezeigt, daß die Flüsse Rhein und Elbe internationale

Gewässer darstellen, für die gesonderte Alarmpläne ausgearbeitet worden sind.

Auch für die Weser liegt ein Warnplan vor.

Da aber auch weitere Gewässer gefährdet werden können, schlägt der Arbeitskreis

SCHADSTOFFE (Wasser) mehrheitlich ein Ablaufschema vor, welches eine orien-

tierende Beurteilung von Fließ-Gewässerunfällen erlaubt und in Übereinstimmung

mit dem Muster für die Festlegung von Meldestufen einschließlich eines Musters für

Vorabmeldungen nach Anhang 2 der 3. Störfallverwaltungsvorschrift (StörfallVwV)

ist. Das Ablaufschema soll durch die sich ergebenen Abschneidekriterien für

vernachlässigbare Unfälle, die keiner weiteren Veranlassung bedürfen, dazu

beitragen, leerlaufendes Verwaltungshandeln zu vermeiden.
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5.2 Ziel der Unfallbeurteilung

Ziel der Unfallbeurteilung ist die schnelle Erfassung und grobe Einstufung aller

Arten von vorsätzlichen, fahrlässigen und durch technisches Versagen

hervorgerufenen stofflichen Belastungen eines Gewässers. Die zuständigen

Behörden und Stellen sowie die Gewässerbenutzer erhalten ein einfaches,

reproduzierbares und schnell feststellbares Beurteilungskriterium, mit dessen Hilfe

"vernachlässigbare Gewässerunfälle" erkannt werden können. Kriterien dieser Art

helfen, leerlaufendes Verwaltungshandeln insbesondere in den Fällen zu

vermeiden, in denen keine sinnvollen Gefahrenabwehrmaßnahmen mehr möglich

sind.

Bei Unfällen oberhalb der Beurteilungsschwelle (Abschneidekriterium für vernach-

lässigbare Unfälle, die keiner weiteren Veranlassung bedürfen) sollten Warnungen

nur dann erfolgen, wenn

− Gefahrenabwehrmaßnahmen,

− Ursachenfeststellungen,

− Verursacherermittlungen,

− Beseitigungsmaßnahmen für Ursachen und Schaden,

− Vermeidung von Folgeschäden oder

− differenzierte Untersuchungen und Bewertungen erforderlich werden.

5.3 Grenzen der Unfallbeurteilung

Differenzierte Ableitungen von Beurteilungswerten für die jeweiligen Gewässer-

unfälle sind grundsätzlich nicht möglich, weil wesentliche Informationen für die

Abbildung eines Unfalls in der Regel nicht vorliegen oder nur mit unverhält-

nismäßigem Aufwand in jedem Einzelfall zu ermitteln wären:

(1) Es ist prinzipiell unmöglich, die Durchmischungscharakteristik eines Gewässers

unfallunabhängig abzubilden. In Abhängigkeit von der Gewässerführung, dem

Wasserstand, geometrischen Parametern des Flußlaufes und der Unfalleintrags-
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stelle bilden sich stark unterschiedliche und nicht prognostizierbare Konzentrations-

profile im Gewässer.

(2)  Die Berücksichtigung des genauen Emissionszenarios (Zeitdauer des Unfalls

und Volumen pro Zeit) eines ausgetretenen Schadstoffs ist ebenfalls mit

vertretbarem Aufwand nicht realisierbar und nicht formalisierbar.

(3)  Die spezielle Gewässersensibilität (Badegewässer, Uferfiltrat, Fischwässer,

bestimmte Gewässernaturschutzzonen, spezifischer Schutz bestimmter Lebensge-

meinschaften usw.) kann bei einer Gewässerunfallbewertung nicht formalisiert

werden und nur im jeweiligen Einzelfall erfolgen.

Es müssen deshalb einschränkende konventionelle Randbedingungen gesetzt

werden, die eine orientierende Beurteilung ermöglichen.

(4)  Die Erfassung der komplexen Wirkzusammenhänge in natürlichen Systemen

(Coergismen) ist grundsätzlich nur eng begrenzt möglich. Außerdem ist das Wissen

über stoffliche Wirkungen in natürlichen Systemen nur fragmentarisch.

5.4 Schwerpunkte einer orientierenden Beurteilung

Unabhängig von diesen prinzipiellen Schwierigkeiten kann eine orientierende Beur-

teilung der von Gewässerunfällen ausgehenden Gefährdung eines Oberflächen-

gewässers relativ einfach über

− die spezifische Gefährlichkeit des Stoffes,

− die Menge des in das Gewässer gelangten Stoffes und

− die Größe des Gewässers (Wasserabflußmenge)

erfolgen.

Voraussetzung für die Anwendung solcher orientierender Beurteilungsmuster ist die

genaue Festlegung eines Bezugspunktes, einer Bezugsmenge und einer Bezugs-

zeit für den Unfall.

(1)  Bezugspunkt ist die Einleitungsstelle in das Gewässer.
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(2)  Bezugsmenge ist die in das Gewässer eingeleitete Menge (und nicht die im

Betrieb freigesetzte Menge). Verminderungen der Stoffmenge durch Verdunstung,

Versickerung oder Abwasserbehandlung müssen mengenmindernd berücksichtigt

werden.

(3)  Bezugszeit des Unfalls ist ebenfalls der Stoffabgang in das Gewässer (und

nicht der Unfallzeitpunkt im Betrieb).

Unter Berücksichtigung des Bezugspunktes, der Bezugsmenge, der Bezugszeit,

der Abflußmenge des Gewässers und der Berücksichtigung der unterschiedlichen

Gefährlichkeit verschiedener Stoffe ergibt sich ein einfaches, auch für Nicht-

fachleute praktizierbares Beurteilungsmodell, das innerhalb weniger Minuten zu

reproduzierbaren orientierenden Unfallbeurteilungen führt. Die Belastbarkeit dieser

Beurteilungen wird von den genannten prinzipiellen Faktoren des Beurteilungs-

systems entsprechend eingeschränkt.

5.5 Die stoffspezifische Wassergefährdung (Wassergefährdungsklasse)

Es ist relativ einfach, die

− geschätzte ausgetretene Schadstoffmenge und

− die Wasserabflußmenge des Gewässers zum Bezugszeitpunkt (anstelle der

exakten Wasserführung können auch Gewässerkategorien in das Modell

eingebracht werden, zum Beispiel 10-100, 100-1.000, > 1.000 m³/s)

zu ermitteln.

Die außerdem erforderliche Beurteilung der „stoffspezifischen Wassergefährdung"

liegt bereits für den größten Teil der mengenmäßig relevanten Stoffe in einer

rechtsverbindlichen Form vor. Die Kommission zur Beurteilung wassergefährdender

Stoffe hat bereits ca. 2.000 Stoffe entsprechend ihrer Gefährlichkeit in eine von vier

Wassergefährdungsklassen (WGK) eingestuft:

WGK 0 = im allgemeinen nicht wassergefährdend

WGK 1 = schwach wassergefährdend

WGK 2 = wassergefährdend
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WGK 3 = stark wassergefährdend.

Darüber hinaus hat die chemische Industrie ca. 6.000 Stoffe nach dem gleichen

Beurteilungsmuster in eine der genannten Wassergefährdungsklassen eingestuft.

Folgende Stoffeigenschaften werden bei der Einstufung in vier Wassergefährdungs-

klassen (WGK) im wesentlichen berücksichtigt:

(1)  Giftigkeit (akut, chronisch)

− Human- und Säugetiertoxizität

− Aquatische Toxizität

(2) Beständigkeit

− biologische Abbaubarkeit

− phys.-chem. Eliminierbarkeit

(3) Verteilungsverfahren

− im Wasser und Boden

− im Organismuns (Akkumulation)

Schutzziele bei der Gefährdungsbeurteilung sind die menschliche Gesundheit und

die gewässerbezogene Umwelt.

Im Einzelnen werden bei der Ermittlung der Wassergefährdungsklasse stoffliche

Wirkungen berücksichtigt, die mit den 25 R-Sätzen des Anhangs 1 beschrieben

sind. (Darüber hinaus gehen die Bodenmobilität und die Bakterientoxizität in die

WGK-Bewertung ein).



20

Die so ermittelten Wassergefährdungsklassen bestimmen neben

− der Stoffmenge,

− der Anlagenart und

− der Standortempfindlichkeit

die technischen Anforderungen an stationäre Anlagen, in denen mit Stoffen

umgegangen wird. Die Bundesländer haben diese Anforderungen in sogenannten

technischen Anforderungskatalogen inzwischen für die verschiedenen Anlagen-

arten umgesetzt.

Wassergefährdungsklassen wurden ermittelt, um eine besorgnisproportionale

Sicherheitsauslegung von Anlagen zur Verhinderung von Gewässerunfällen zu

ermöglichen. Es liegt deshalb nahe, genau diesen WGK-Ansatz zu verwenden, um

reale Gewässerunfälle orientierend zu bewerten. Die „Internationale Kommission

zum Schutz der Elbe (IKSE)" hat bereits ein WGK-gestütztes einfaches Modell zur

Bewertung von Gewässerunfällen eingeführt (Anhang 2). Der folgende Vorschlag

orientiert sich deshalb am IKSE-Modell zur Bewertung von Gewässerunfällen. Als

zusätzliche Variable wird hier lediglich die Wasserabflußmenge des Gewässers

berücksichtigt.

5.6 Vorschlag zur orientierenden Beurteilung von Gewässerunfällen

Der Eintrag einer bestimmten Menge wassergefährdender Stoffe führt

abflußabhängig zu unterschiedlichen Auswirkungen, weil die stoffliche Wirkung

konzentrations- und nicht frachtabhängig ist. Es ist deshalb erforderlich, den

Zusammenhang zwischen der eingetragenen Stofffracht, der Wassergefähr-

dungsklasse und dem daraus ermittelten Gefährdungspotential um die Wasser-

abflußmenge zu korrigieren. Im „Internationalen Warn- und Alarmplan Elbe" ist die

Abgrenzung zwischen einer einfachen „Kenntnisnahme" und einer „Warnung" für

Stoffe der

WGK 1 ab 10.000 kg

WGK 2 ab   1.000 kg

WGK 3 ab      100 kg
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konventionell festgelegt worden (Orientierungsrahmen). Bezugspunkt für die

Abflußverhältnisse ist mit 330 m³/s der Elbe-Abfluß bei Dresden, der dieser

vereinfachten IKSE-Tabelle zugrunde liegt. Dieses einfache Raster für eine

Wasserführung von 330 m³/s (Orientierungsrahmen) ermöglichst über einen

„Abflußfaktor" eine orientierende Zuordnung des Gewässerunfalls für verschiedene

Abflußmengen desselben Gewässers oder anderer Gewässer. Die jeweilige (fiktive)

Unfallfracht ergibt sich durch Multiplikation der gemeldeten Fracht mit dem

Abflußfaktor F.

F= 330 m³/s: reale Abflußmenge

WGK kg kg

1 < 10.000 > 10.000

2 <   1.000 >  1.000

3 <      100  >     100

INFORMATIONSWERT BEURTEILUNGSWERT

Tabelle: Orientierungsrahmen zur Beurteilung unfallbedingter Gewässerbe

                 lastungen für einen Gewässerabfluß von 330 m³/s

Drei Lesebeispiele zur Tabelle:

1) Wasserführung: 330 m³/s

Wassergefährdung des Stoffes: WGK 2

In das Gewässer gelangten: 870 kg

Die WGK 2 führt bei 870 kg Stoffeintrag (< 1.000 kg) lediglich zu einer Information

der zuständigen Behörden. Keine weitere Veranlassung.

2) Wasserführung:                  110 m³/s

   Wassergefährdung des Stoffes:  WGK 2    

    In das Gewässer gelangten:         870 kg  

Die eingetragene Stofffracht führt bei einem Gewässerabfluß von nur 110 m³/s zu

einer dreifach höheren Konzentration im Gewässer (330 m³/s: 110 m³/s = 3). Die

Unfallfracht wird deshalb fiktiv auf 3 x 870 = 2.610 kg erhöht. Entsprechend der
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Tabelle führt der Eintrag von 2.610 kg (> 1.000 kg) eines WGK 2-Stoffes für die

zuständigen Behörden zu einem Beurteilungswert, der eine weitergehende Beur-

teilung durch Fachleute erforderlich macht.

3)   Wasserführung: 1.000 m³/s

  Wassergefährdung des Stoffes:  WGK 2

in das Gewässer gelangen:  870 kg

Die eingetragene Stofffracht führt bei einem Gewässerabfluß von 1.000 m³/s zu

einer ca. dreifach niedrigeren Konzentration im Gewässer (330 m³/s : 1.000 m³/s =

0,33). Die Unfallfracht wird deshalb fiktiv auf 0,33 x  870 = 287 kg gesenkt.

Entsprechend der Tabelle führt der Eintrag von 287 kg (< 1.000 kg) nur zu einer

Information der zuständigen Behörden. Es ist keine weitere Beurteilung oder

Veranlassung erforderlich.

Die drei genannten Beispiele belegen die Aussage, daß

− bei der Beurteilung von Fließgewässerunfällen mit dem Ergebnis „Informations-

wert“ keine Veranlassung und kein weiteres Verwaltungshandeln erforderlich ist

und

− bei der Beurteilung von Fließgewässerunfällen mit dem Ergebnis „Beurteilungs-

wert“ in bestimmten Fällen auch keine weitere Veranlassung erforderlich ist.

Behördliches Handeln soll nur dann erfolgen, wenn die in Abschnitt 5.2 auf-

geführten sechs Spiegelstriche eine Maßnahme erforderlich machen.

5.7 Praktika bilit ät

Der Vorschlag hat den Vorteil, daß er auf ein bereits in allen Bundesländern

praktiziertes System zur stofflichen Beurteilung von Wassergefährdungen im

Anlagenschutz aufbaut:

− Verwaltungsvorschrift wassergefährdender Stoffe mit 1.355 Stoffeinstufungen

in Wassergefährdungsklassen (§ 19 g WHG) (inzwischen sind über 2.000

Stoffe eingestuft),

− Anlagenverordnung für wassergefährdende Stoffe,
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− technische Anforderungskataloge für Anlagen.

Die mehr als 2.000 mengenmäßig relevanten Stoffe, mit denen in Anlagen um-

gegangen wird, sind im „Katalog wassergefährdender Stoffe (4 Bände)"

dokumentiert. Der Katalog enthält eine alphabetisch sortierte Synonymenliste mit

ca. 7.000 Synonymen, die es auch Nichtfachleuten schnell ermöglicht, die

Wassergefährdungsklasse direkt über ein Synonym zu ermitteln.

Darüber hinaus enthält der Katalog

− die GESAMP „Hazard-Profile",

− die UN-Nummern,

− die VbF und GGVS-Klassifizierung und

− die CAS- und EINECS-Nummern

der wassergefährdenden Stoffe, die einen leichten Quereinstieg in andere recht-

liche Regelungsbereiche ermöglichen.

Für eine weitergehende differenzierte Beurteilung der stofflichen Eigenschaften

steht die Datenblattsammlung wassergefährdender Stoffe zur Verfügung. Die vom

Hirzel-Verlag veröffentlichte Loseblattsammlung ist die weltweit größte behördlich

validierte Stoffdatensammlung, mit deren Hilfe differenzierte Unfallbeurteilungen im

Einzelfall erfolgen können.

Die vorgeschlagene schnelle orientierende Beurteilung steht außerdem nicht im

Widerspruch zu der Beurteilung von Gewässerunfällen im Rahmen des „Interna-

tionalen Warn- und Alarmplanes Elbe".

Orientierungsraster der vorgeschlagenen Art dienen insbesondere der „Sprach-

vereinbarung" zwischen verschiedenen Behörden und Betreibern im Bereich der

„vernachlässigbaren Einträge" in ein Gewässer. Ein großer Teil dieser „marginalen

Unfälle" führt bei der Anwendung orientierender Beurteilungsrahmen nicht zu

Beunruhigungen und leerlaufendem Verwaltungshandeln, sondern wird ohne

weitere Veranlassung lediglich zur Kenntnis genommen.
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6 Weiteres Vorgehen

Der Arbeitskreis sieht mit der Vorlage dieses Berichts den an ihn gestellten Auftrag

als erledigt an.

Um aber sicherzustellen, daß künftige Entwicklungen auf diesem Gebiet nicht

übersehen werden, wird vorgeschlagen, daß sich der Arbeitskreis jährlich einmal zu

einem Erfahrungsaustausch trifft. Die Ergebnisse im Arbeitskreis werden in der SFK

vorgestellt.
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Stellungnahme des VCI vom 13. August 1997

Orientierende Beurteilung von Fließgewässerunfällen

Für eine neue Vorschrift über die Beurteilung von Fließgewässerunfällen besteht aus der

Sicht der industriellen Praxis kein Bedarf. Die Praxis kommt seit vielen Jahren mit den

bestehenden Meldewegen und Meldeverpflichtungen gut zurecht. Es bestehen keine Defizite

oder nachteiligen Situationen, die durch eine neue Vorschrift signifikant verbessert werden

können. Hinzu kommt, daß die Zahl der Fälle, in denen es zu nicht genehmigten

Einleitungen in die Fließgewässer kommt, seit Jahren stark rückläufig ist. Die Situation läßt

sich nicht mit den Verhältnissen z. B. im Jahr 1986 vergleichen.

Der Gewässerschutz ist in der Bundesrepublik Deutschland durch eine Vielzahl bereits

bestehender wasserrechtlicher Vorschriften geregelt. Es bestehen auch bereits

landesrechtliche Meldevorschriften, z. B. § 18 Abs. 4 Landeswassergesetz NRW, die durch

eine solche Regelung nicht in ihrem Anwendungsbereich verändert werden. Von daher

entstehen unnötig Parallelitäten. Die Einhaltung dieser bestehenden Vorschriften führt bei

Gewässerunfällen (nicht genehmigten Einleitungen) zu einer sofortigen Information der

zuständigen Behörden, die dann nach differenzierter Einzelfallbeurteilung geeignete

Maßnahmen ergreifen.

Diese eingespielte Praxis soll nach dem mehrheitlichen Vorschlag des Arbeitskreises durch

ein zusätzliches Schema ergänzt werden. Es wird vorgeschlagen, bei Überschreitung der

festgelegten Schwellenkonzentrationen unabhängig von der Einzelfallbewertung (die ja

sowieso erfolgt) Warnungen auszulösen. Diese Warnungen können sowohl bei den

Sachbearbeitern in den zuständigen Behörden, als auch bei der Bevölkerung zu einer nicht

zu rechtfertigenden Verunsicherung führen, wenn sich aufgrund der differenzierten

Bewertung herausstellt, daß keine Gefährdung gegeben ist.

Darüberhinaus ist das vorgeschlagene Schema auch in sich nicht schlüssig. Die Diskussion

der Kriterien für eine Beurteilung von Fließgewässerunfällen führte zu einer weitgehenden

Übereinstimmung aller Mitglieder des Arbeitskreises darüber, daß die Ableitung von generell

gültigen Grenzwerten für die Beurteilung des einzelnen Gewässerunfalls grundsätzlich nicht

möglich ist. Diese Aussage findet sich auch im Text des vorliegenden Berichts wieder.

Trotzdem werden in Abhängigkeit von der Wasserführung, der Wassergefährdungsklasse,

sowie der Eintragsmenge allgemein gültige Grenzwerte definiert, bei deren Überschreitung

Handlungsbedarf bestehen soll. Dieser offensichtliche Widerspruch wird in dem vorliegenden

Bericht nicht aufgelöst.
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Unabhängig davon führt die Einführung einer neuen Vorschrift allen Tendenzen in der

politischen Diskussion entgegen, endlich zu Vereinfachungen und einer Reduzierung der

Zahl der Vorschriften zu gelangen. Vor allem, wenn kein dringender Handlungsbedarf

erkennbar ist, sollte man die Nulloption wählen. Dies gilt insbesondere, wenn durch eine

neue Vorschrift wesentlicher bürokratischer Aufwand erwartet werden kann, aber ein

ökologischer Vorteil gar nicht oder nur schwer erkennbar ist.
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